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Geſetz⸗ Sammlung 
= für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


. No. 11. u 


(No. 1248.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 27ften April 1830., wegen unfteiwilliger ea . r S 1092. S IE 
Emeritirung oder Penſionirung in Unterſuchung geweſener Geiſtlicher und = 
Schullehrer. H 


Auf Ihren Bericht vom 31 ſten März c. beſtimme Ich, daß gegen Geiſtliche und 
Schullehrer, deren Vergehen nach dem Reſultate einer, in Gemaͤßheit Meiner 
Order vom 12ten April 1822. gefuͤhrten Disziplinar⸗Unterſuchung nicht mit 
der Amtsentlaſſung, ſondern nur mit einer Strafverſetzung zu ahnden ſeyn wuͤrde, 
wenn letztere wegen hoͤheren Alters, oder, wegen ſonſt verminderter Dienſtfaͤhig⸗ 
keit des zu Verſetzenden nach Ihrem pflichtmaͤßigen Ermeſſen fuͤr nicht anwendbar 
zu erachten iſt, ſtatt der Strafverſetzung, deren unfreiwillige Emeritirung, oder 
Penſionirung mit einem nach dem Grade ihrer Verſchuldung abzumeſſenden ge⸗ 
ringeren Emeritengehalte, oder Penſionsbetrage, als denſelben außerdem gebuͤhren 
wuͤrde, von Ihnen feſtgeſetzt werden ſoll. Sie haben dieſe Anordnung durch die 
Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. ö 


Berlin, den 27ſten April 1830. 
n Friedrich Wilhelm. 
An 


den Staatsminiſter Freiherrn v. Altenſtein. 


Jahrgang 4830. — (No. 1248 — 1249.) N (Fo. 1249.) 


(Ausgegeben zu Berlin den 18ten Juni 1830.) 
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(No. 1249.) Allerhoͤchſte Kabinetsordre vom 16ten Mai 1830., uͤber die Rechtsverhaͤltniſſe 


der Mennoniten in den weſtlichen Provinzen und Brandenburg, in Beziehung 
auf ihre Militairpflicht. 


Als dem Berichte des Staatsminiſteriums vom 30ſten v. M. habe Ich erſehen, 
daß die mennonitiſchen Familienhaͤupter in den Rheinprovinzen, zufolge der auf 
Meinen Befehl mit ihnen aufgenommenen Verhandlungen, in der bei weitem 
groͤßern Mehrheit die Leiſtung der geſetzlichen Militairpflicht für ſich und ihre 
Nachkommen uͤbernommen haben, und daß nur der kleinere Theil, nebſt der 
geringen Zahl der mennonitiſchen Familien in den Provinzen Brandenburg und 
Weſtphalen, die Uebernahme dieſer Verpflichtung entweder verweigert, oder ſich 
daruͤber zu erklaͤren unterlaffen hat. Wiewohl den Letztern geſtattet iſt, nur 
ihrem Gewiſſen hierin zu folgen, ſo darf doch bei Feſtſtellung ihrer buͤrgerlichen 
Verhaͤltniſſe die Beguͤnſtigung nicht unberuͤckſichtiget bleiben, die ſie durch die 
Verſagung einer allgemeinen Landespflicht vor ihren Mitbuͤrgern erlangen. Ich 
will daher, nach den Antraͤgen des Staatsminiſteriums, fuͤr die Mennoniten in 
den Rheinprovinzen, ſo wie in den Provinzen Brandenburg und Weſtphalen, 
nachſtehende Beſtimmungen erlaſſen: . 23 
1) Die Mitglieder derjenigen mennonitiſchen Familien, deren Haͤupter fuͤr ſich 
und ihre Nachkommen die Militairpflicht uͤbernommen haben, oder zu uͤber⸗ 
nehmen noch erklaͤren, ſollen in allen buͤrgerlichen Verhaͤltniſſen den 
übrigen chriftlichen Unterthanen, ohne Ausnahme, völlig gleich behandelt 
werden. 
2) Die Mitglieder derjenigen Familien, deren Haͤupter die Militairpflicht zu 
erfuͤllen fuͤr ſich und ihre Nachkommen verweigert haben, bleiben fernerhin 
von derſelben zwar entbunden, es ſoll aber of 2° 


a) 


b) 


c) 


jeder Familienvater und fernerhin jeder von der Militairpflicht freie Men⸗ 
nonit, der einen eignen Hausſtand fuͤhrt, oder eignes Vermoͤgen beſitzt, 
fuͤr dieſe Befreiung eine jaͤhrliche Geldabgabe, die unabaͤnderlich auf eine 


beſonders zu ermittelnde Einkommenſteuer von Drei Prozent feſtgeſetzt 


wird, an die Staatskaſſe entrichten. i . 
Jedes Mitglied einer von der Militairpflicht freien mennonitiſchen Familie 
wird, wie die in Preußen wohnhaften, vom Militairdienſt befreiten Men⸗ 
noniten, von der Befugniß, Grundſtuͤcke zu erwerben, ausgeſchloſſen. 
Hievon ſind nur ſolche Grundſtuͤcke ausgenommen, die ſich ſchon gegen⸗ 
waͤrtig im Beſitz einer mennonitiſchen Familie befinden, welche ſich der 
Militairpflicht nicht unterworfen hat, und auch kuͤnftig nicht unterwirft. 
Jedes Mitglied einer ſolchen Familie iſt zur Anſtellung im Staatsdienſte 
unfaͤhig, ſoll jedoch zur Verwaltung eines Kommunalamts zugelaſſen 
werden. N a 5 

3) Die⸗ 
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3) Diejenigen mennonitiſchen Familien, deren Haͤupter ſich uͤber die Leiſtung 
der Militairpflicht nicht erklaͤrt haben, und nicht noch ſich bereit erklären, 
werden denen gleich behandelt, welche ſie verweigern. 

4) Den einzelnen Mitgliedern ſolcher Familien, deren Haͤupter die Militair⸗ 
pflicht uͤbernommen haben, bleibt jetzt und kuͤnftig vorbehalten, bei Errei⸗ 
chung des militairpflichtigen Alters die Befreiung vom Militairdienfte 
nachzuſuchen, und ſie ſoll ihnen zur Schonung der Glaubensmeinungen 
und des Gewiſſens nicht verweigert werden. Dagegen iſt ein ſolcher 
Mennonit nicht allein fuͤr ſich und ſeine Nachkommen den Beſchraͤnkungen 
ſeiner buͤrgerlichen Verhaͤltniſſe, wie zu 2., unterworfen, ſondern auch 
verpflichtet 

a) die Einkommenſteuer der drei Prozent von denjenigen Einkuͤnften, die er 
aus einem eigenen Vermoͤgen bezogen hat, ſeit der Zeit des Anfalls dieſes 
Vermoͤgens nachtraͤglich zu entrichten; 

b) ſich desjenigen Grundbeſi itzes wieder zu entaͤußern, welchen er oder ſeine 
Vorfahren, nur in Folge der Militairpflichtigkeit zu erwerben befugt 
geweſen ſind. Zu dieſer Verbindlichkeit hat die Verwaltungsbehoͤrde 
ihn erforderlichenfalls gerichtlich anzuhalten. 

5) Den einzelnen Mitgliedern ſolcher Familien, deren Haͤupter die Militair⸗ 
pflicht nicht uͤbernommen haben, iſt es geſtattet, durch Ableiſtung der 
geſetzlichen Militairdienſte ſich und ihre Nachkommen von der Beſchraͤnkung 
in ihren bürgerlichen Verhaͤltniſſen zu befreien und die Rechte ihrer übrigen 
chriſtlichen Mitbuͤrger nach der Beſtimmung unter 1. zu erwerben. 

6) Die Quaͤker oder ſogenannten Separatiſten werden, wie die Mennoniten, 
behandelt. 

7) Die Anſiedelung oder Aufnahme neuer Mitglieder beider Sekten iſt nicht 
erlaubt. 

Sollte die Verwaltungsbehoͤrde in befonbern Fallen eine Ausnahme von 
dieſer Beſtimmung bevorworten zu duͤrfen vermeinen, ſo iſt auf den Grund 
einer genauen Unterſuchung der obwaltenden perfönlichen Verhaͤltniſſe Meine 
unmittelbare Entſcheidung auszuwirken. 

Das Staatsminiſterium hat dieſe Beſtimmungen durch die Geſetzſamm⸗ 
lung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen und die einzelnen Behoͤrden haben in 
ihren Reſſorts auf die Ausfuͤhrung derſelben zu halten. 


Berlin, den 16ten Mai 1830. | 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(No. 1249 — 4230.) (No. 1250.) 


eg 


-(No. 1250.) Nachträgliche Beſtimmung uͤber die Anwendung der Vorſchrift des F. 1. der 
g Miniſterial⸗Inſtruktion vom 14ten Januar 1822., wegen Anlegung enger 
vom Schornſteinfeger nicht zu befahrender Schornſteinroͤhren. Vom 17ten 

Mai 1830. ine 


3, Gemaͤßheit der Allerhoͤchſten Kabinetsorder vom Aten Oktober 1821. und 
der in Folge derſelben, wegen Anlegung enger Schornſteinroͤhren ergangenen 
Miniſterjal⸗Inſtruktion vom 14ten Januar 1822. (Geſetzſammlung von 1822. 
pag. 42. und 43.), wird die Beſtimmung des H. 1. der Letzteren, wodurch nur 
die geringſte, nicht aber die groͤßte zulaͤſſige Weite der engen vom Schorn⸗ 
ſteinfeger nicht zu befahrenden Schornſteinroͤhren vorgeſchrieben worden iſt, auf 
den Grund des darüber von der Ober-Baudeputation auf Erfordern abgegebenen 
Gutachtens dahin ergaͤnzt: a f 

daß die engen vom Schornſteinfeger nicht zu befahrenden Schornſtein⸗ 

Rohren nicht weiter als acht Zoll im Durchmeſſer oder im Quadrat 

angelegt werden duͤrfen. 


Berlin, den 17ten Mai 1830. 


Miniſterium des Innern und der Polizei. 
v. Schuck m ann. 


